Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen 


Nach neun Verhandlungsjahren wurde am 10. Dezember 1982 die 
Schlußakte der 3. VN-Seerechtskonferenz gezeichnet und das 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen zur Zeichnung 
aufgelegt. 

Mit dem Seerechtsübereinkommen ist eine umfassende Neuord- 
nung des geltenden Meeresvölkerrechts vorgenommen worden. 

Die Neuordnung des allgemeinen Seevölkerrechts, insbesondere 
die Ausweitung der küstenstaatlichen Hoheitsgewalt und die 
Inanspruchnahme einer 200-Seemeüen-Wirtschaftszone, ent- 
spricht der parallel zur 3. VN-Seerechtskonferenz tatsächlich 
bereits vollzogenen Entwicklung. 

Wesentliches neues Element in dem Übereinkommen ist die völ- 
kerrechtliche Regelung der Nutzung des Meeresbodens außer- 
halb des küstenstaatlichen Zugriffs durch eine internationale 
Meeresbodenbehörde. 

Dieser mit zweifelhaften dirigistischen und protektionistischen 
Regelungen befrachtete Teü des Übereinkommens überdeckte in 
der öffentlichen Auseinandersetzung wesentliche positive Ele- 
mente des Seerechtsübereinkommens und veranlaßte die Bundes- 
regierung zu einer abwartenden Haltung in der Frage der Zeich- 
nung des Übereinkommens. 

Diese Haltung hat dazu geführt, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Vorbereitungskommission, die die Ausführungsbe- 
stimmungen für den Meeresbodenteü des Übereinkommens und 
die Errichtung des Internationalen Seerechtsgerichtshofes Ham- 
burg erarbeitet, nicht mit Sitz und Stimme, sondern nur als Beob- 
achter vertreten ist. 

Inzwischen haben mehr als 120 Staaten das Seerechtsüberein- 
kommen der Vereinten Nationen gezeichnet, darunter auch füh- 
rende westliche Industrieländer (Frankreich, Japan, Kanada, 
Griechenland, Niederlande, die Skandinavischen Staaten) und 
alle Staaten des Ostblocks. 
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Die erste Sitzungsperiode der Vorbereitungskommission im März 
und April dieses Jahres hat gezeigt, daß nur die Unterzeichner- 
Staaten des Seerechtsübereinkommens in der Vorbereitungskom- 
mission irr Personal- und Sachfragen ausreichend berücksichtigt 
werden. 

Aus diesem Grunde ist zur Wahrung der deutschen Interessen 
eine Änderung der bisherigen Haltung erforderlich. , 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, das Seerechtsüberein- 
kommen der Vereinten Nationen unverzüglich zu zeichnen. 
Damit soll eine verantwortliche Mitarbeit in der Vorbereitungs- 
kommission mit Sitz und Stimme erreicht werden. 

Bonn, den 22. Juni 1983 

Dr. Vogel und Fraktion 
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